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Eingaben im Rahmen des Vernehmlassungsverfahrens 
zur Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum –  
Informationsaustausch auf Ersuchen [26] 
 
 


1. Kantone [26] 


 Kanton Zürich 


 Kanton Bern 


 Kanton Luzern 


 Kanton Uri 


 Kanton Schwyz 


 Kanton Obwalden 


 Kanton Nidwalden 


 Kanton Glarus 


 Kanton Zug 


 Canton de Fribourg 


 Kanton Solothurn 


 Kanton Basel-Stadt 


 Kanton Basel-Landschaft 


 Kanton Schaffhausen 


 Kanton Appenzell Ausserrhoden 


 Kanton Appenzell Innerrhoden 


 Kanton St. Gallen 


 Kanton Graubünden 


 Kanton Aargau 


 Kanton Thurgau 


 Cantone Ticino 


 Canton de Vaud 


 Canton du Valais 


 Canton de Neuchâtel 


 Canton de Genève 


 Canton du Jura 
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Staatssekretariat für 


internationale Finanzfragen 


Bundesgasse 3 


3003 Bern  


 


4. April 2018 


Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum über die Transparenz juristischer Personen 


und den Informationsaustausch im Bericht zur Phase 2 der Schweiz; Vernehmlassung 


Sehr geehrte Damen und Herren 


Die Kantone wurden mit Schreiben vom 17. Januar 2018 zur Vernehmlassung zum oben erwähnten 


Vorhaben eingeladen. Der Regierungsrat des Kantons Aargau bedankt sich für die Möglichkeit einer 


Stellungnahme. Er stimmt dem Vorhaben grundsätzlich zu und ersucht, zwei Anliegen zu prüfen:  


• Mit einer neuen Bestimmung sollen Gesellschaften verpflichtet werden, über ein Konto bei einer 


schweizerischen Bank zu verfügen. Aus folgenden Gründen ist eine andere Lösung zu prüfen:  


• Banken werden in eine Rolle gedrängt, die sie nicht ausfüllen können. Denn es fehlen ihnen 


Sanktionsmöglichkeiten.  


• Banken werden in einen Konflikt zwischen ihren eigenen Interessen nach einer tragfähigen 


Kundenbeziehung und einer sachfremden Überwachungspflicht gebracht.  


• Die wenigsten Banken kennen eine Kontrahierungspflicht mit Bankkunden. Die Pflicht zur Füh-


rung einer Bankbeziehung kann mit der fehlenden Kontrahierungspflicht kollidieren. 


• Die vorgeschlagene Regelung über die Amtshilfe betreffend "Personen (einschliesslich Verstor-


bener), Sondervermögen und anderen Rechtseinheiten" geht über die internationalen Mindestan-


forderungen hinaus. Die internationalen Regelungen beschränken die Amtshilfe auf Verstorbene. 


Es ist daher eine Beschränkung auf Verstorbene beziehungsweise Nachlässe zu prüfen. 


Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Vernehmlassung. 


Freundliche Grüsse 


Im Namen des Regierungsrats 


Alex Hürzeler 


Landammann 


Urs Meier 


Staatsschreiber i.V. 


Kopie 
• vernehmlassungen@sif.admin.ch 














































Der  Regierungsrat 	Le Conseil-exécutif  
des  Kantons Bern 	du canton de Berne  


Postgasse  68  
Postfach  
3000  Bern  8  
www.rr.be.ch  
info.regierungsrat@sta.be.ch  


Per Email (WORD  und  PDF) an: 
vernehmlassundenesitadmin.ch  


4. April 2018  


RRB-Nr.: 	 3 4  
Direktion 	 Finanzdirektion 
Unser Zeichen 
Ihr Zeichen 
Klassifizierung 	Nicht klassifiziert  


Vernehmlassung  des  Bundes. 
Umsetzung  der  Empfehlungen  des Global Forum  über  die  Transparenz juristischer Per-
sonen und  den  Informationsaustausch im Bericht zur  Phase 2 der  Schweiz. 
Stellungnahme  des  Kantons Bern 


Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 


Wir danken Ihnen für  die  Gelegenheit zur Stellungnahme. 


Mit dem vorliegenden Gesetzesentwurf sollen Empfehlungen  des Global Forum  umgesetzt 
werden.  Die  Empfehlungen betreffen  die  Transparenz juristischer Personen und  den  Informa-
tionsaustausch.  Die  einzelnen Empfehlungen und deren Umsetzung werden im erläuternden 
Bericht nachvollziehbar dargestellt.  


Der  Regierungsrat ist mit  der  vorgeschlagenen Umsetzung einverstanden. 


Freundliche Grüsse 


Im Namen  des  Regierungsrates  
Der  Präsident 	 Der  Staatsschreiber  


Bernhard  Pulver 	 Christoph  Auer 


Letzte Bearbeitung:  27.03.2018  /  Version: 3  / Dok.-Nr.:  99013307  / Geschäftsnummer: 	 Seite  1 von 1  
Nicht klassifiziert 
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Rathausstrasse 2
4410 Liestal
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REGIERUNGSRAT


Reqierunqsrat BL. Rathausstrasse 2. 4410 Liestal


Eidgenössisches Finanzdepartement


Bern


Per E-Mailan:
vernehm lassunqen@sif.ad m in.ch


Liestal, 17. April2018


Vernehmlassung
über die Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum über die Transparenz juris-
tischer Personen und den lnformationsaustausch im Bericht zur Phase 2 der Schweiz


Sehr geehrter Herr Bundesrat


Wir danken lhnen für die Einladung zur Meinungsäusserung und teilen in erwähnter Angelegen-
heit Folgendes mit:


Grundsätzliche Zustimmung
Grundsätzlich wird die Umsetzung der Empfehlungen aufgrund der im erläuternden Bericht ange-
führten Gründe unterstützt. Gleichwohl ist bei der Umsetzung darauf zu achten, dass nur internati-
onale Mindeststandards - und nicht darüber hinausgehende Regelungsinhalte ins nationale Recht
aufgenommen werden.


Empfehlung betreffend den Austausch von lnformationen über verstorbene Personen
Die Empfehlung zielt darauf ab, dass lnformationen über verstorbene Personen in jedem Fall aus-
getauscht werden können. Gemäss Art. 18a Abs. 1 E-StAhiG soll künftig auch Amtshilfe betreffend
,,Personen (einschliesslich Verstorbener), Sondervermögen und anderen Rechtseinheiten" geleis-
tet werden. Diese Ausweitung geht weit über den Rahmen der Empfehlung hinaus. Zudem ist auf-
grund der unbestimmten Rechtsbegriffe ,,Sondervermögen" und ,,andere Rechtseinheiten" der An-
wendungsbereich nicht genügend klar abgesteckt. Auslegungskonflikte können die Folge davon
sein. Es ist daher eine Beschränkung auf Verstorbene bzw. Nachlässe (Gesamthandsverhältnisse
infolge Erbschaft) zu prüfen.


Empfehlung betreffend die Vertraulichkeit des Ersuchens
Die Umsetzung der entsprechenden Empfehlung in Art. 15 Abs. 3 E-StAhiG erscheint verhältnis-
mässig und lehnt sich an das Verfahren betreffend innerstaatliche Sachverhalte an (Art. 1 14 Abs.
3 DBG).
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Empfehlung betreffend gestohlene Daten
An der gestützt auf Art. 7 Bst. c StAhiG erfolgten differenzierten Handhabung, wonach Amtshilfe
bei aktiver Beschaffung von gestohlenen Daten venrueigert werden muss, ist - auch aufgrund der
hierzu ergangenen bundesgerichtlichen Rechtsprechung - weiterhin festzuhalten. Der Grundsatz
von Treu und Glauben ist auch völkerrechtlich relevant. Dessen Einhaltung ist folglich von allen
beteiligten Staaten einzufordern.


Bemerkungen zu den einzelnen Bestimmungen (handelsregisterrechtliche Hinweise):
zu Art. 622 Abs. 2bi" nOR:


Gemäss dem letzten Satz dieses Absatzes hat das Handelsregisteramt inskünftig jede Anmeldung
zur Eintragung einer anderen Statutenänderung in das Handelsregister zurückzuweisen, solange
die Statuten hinsichtlich der Umwandlung der lnhaberaktien in Namenaktien nicht angepasst wur-
den. Damit wird eine neue Prüfungspflicht des Handelsregisteramts statuiert. Dabei stellen sich
unseres Erachtens in der praktischen Anwendung Probleme. Meldet eine Aktiengesellschaft, wel-
che über lnhaberaktien verfügt, eine Statutenänderung an, müsste das Handelsregisteramt in je-
dem Fall prüfen, ob es sich (noch) um eine börsenkotierte Aktiengesellschaft handelt, um beurtei-
len zu können, ob es allenfalls die angemeldete Statutenänderung zurückweisen muss. Diese Prü-
fung wird umso schwieriger, als keine Einschränkung auf Börsenkotierungen in der Schweiz vor-
gesehen ist. Um die Arbeit des Handelsregisteramts zu erleichtern, ist daher zu postulieren, dass
börsenkotierte Gesellschaften (die inskünftig ausschliesslich zur Ausgabe von lnhaberaktien be-
rechtigt sein sollen) beijeder Statutenänderung deklarieren müssen, dass die Börsenkotierung
nach wie vor besteht; die Deklaration ist mit einer entsprechenden Bescheinigung der zuständigen
Börse zu belegen. ln Art. 16 HRegV wäre eine entsprechende Deklarationspflicht der Anmelden-
den zu statuieren.


zu Art. 686 Abs. 6 und Art. 697lAbs. 5 nOR:


Gemäss erläuterndem Bericht zählt das Handelsregisteramt nicht zu den Behörden, welchen ein
Einsichtsrecht eingeräumt wird. Das Handelsregisteramt kann und hat somit nicht zu überprüfen,
ob das Aktienbuch und die Verzeichnisse über die wirtschaftlich Berechtigten rechtmässig geführt
werden. ln der Folge kann und hat das Handelsregisteramt somit nicht aus eigenem Antrieb bei
Mängeln im Sinne von Art. 731b Abs. 1 Ziffer 4 nOR an das Gericht gelangen. Es kann höchstens
auf Meldung Dritter hin das Gericht anrufen (vgl. hierzu nachstehende Ausführungen).


zu Art.731b nOR:


Der dritte Abschnitt zum 26. Titel (Die Aktiengesellschaft) lautet ,,Organisation der Aktiengesell-
schaft" und ist in vier Kapitel (A. Die Generalversammlung; B. Der Venrualtungsrat; C. Revisions-
stelle, D. Mängel in der Organisation der Gesellschaft) unterteilt. Das Kapitel zu Art. 731b OR lau-
tet D. Mängel in der Organisation der Gesellschaft. Gemäss der neuen Bestimmung in Art. 731b
Abs. 1 Ziffer 3 und 4 nOR soll unter Mangel in der Organisation auch das fehlende Rechtsdomizil
und das Nicht- bzw. Nichtrichtigführen des Aktienbuchs und das Verzeichnis über die wirtschaftlich
berechtigten Personen verstanden werden. Diese beiden neuen Ziffern sind, von der Gesetzessys-
tematik her gesehen, jedoch system- bzw. sachfremd. Denn unter Organisation der Aktiengesell-
schaft sind die Organe (Generalversammlung, Venivaltungsrat, Revisionsstelle) gemeint (vgl. Art.
698 ff. OR). Trotz dieser an sich gesetzessystematisch nicht ganz stimmigen Regelung wird aus
Sicht des Handelsregisteramts grundsätzlich befünivortet, dass bei fehlendem Rechtsdomizil ins-
künftig das Gericht angerufen werden kann, was derzeit aufgrund der geltenden Rechtslage nicht
möglich ist.
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Der erläuternde Bericht äussert sich nicht dazu, ob und inwieweit die Handelsregisterverordnung
anzupassen sein wird. Eine Anpassung der Art. 152 ff. HRegV wird wohl jedoch unumgänglich
sein. Die Ausführungsbestimmung zum aktuellen Art. 731b OR findet sich derzeit in Art. 154
HRegV. Diese müsste aufgrund von Art. 731b Absatz 1 Ziffer 3 und 4 nOR entsprechend ergänzt
werden, wobei auch hier festzustellen ist, dass das Kapitel zu den Bestimmungen in Art. 152ff .


HRegV ,,fehlende oder unrichtige Eintragungen" lautet, sodass dies in Bezug auf Ziffer 4 der neuen
Bestimmung in Art. 731b Abs. 1 nOR systemwidrig wäre.


Ferner ist festzustellen, dass es sich bei den Ziffern 1-3 von Art. 731b Abs. 1 nOR für das Han-
delsregister um eintragungsrelevante Tatsachen handelt, was in Bezug auf Ziffer 4 nicht zutrifft.
Dennoch soll der Handelsregisterführer auch in Fällen von Ziffer 4 von Art. 731b Abs. 1 nOR das
Gericht anrufen.


Die Bestimmung in Art. 731b nOR ist zwar als ,,Kann-Bestimmung" formuliert, wie dies auch heute
schon der Fall ist, dennoch wird in Art. 154 HRegV ein Tätigwerden des Handelsregisteramts ge-
fordert. Das Handelsregisteramt muss bei Organisationsmängeln im herkömmlichen Sinne die in
Art. 154 HRegV beschriebenen Schritte vornehmen. Unklar ist, ob in Bezug auf Art. 731b Abs. 1


Ziffer 4 nOR das Handelsregisteramt inskünftig ebenfalls verpflichtet sein soll, das Gericht anzuru-
fen, wenn es (von Dritten) Kenntnis erhält, dass das Aktienbuch nicht rechtmässig geführt wird.
Selbst kann es sich davon nicht vergewissern, weil es kein Einsichtsrecht in das Aktienbuch ge-
mäss Art. 6971 Abs. 5 OR haben/bekommen soll (vgl. Ausführungen hiervor zu Art. 6971 Abs. 5
OR). Falls das Handelsregisteramt inskünftig verpflichtet sein soll, in Fällen von Ziffer 4 tätig zu
werden, werden klare Ausführungsbestimmungen in der Handelsregisterverordnung gefordert.


ln begrifflicher Hinsicht fällt auf, dass in Art. 731b nOR weiterhin vom ,,Handelsregisterführer" die
Rede ist. Gemäss Art. 154 HRegV hat hingegen das Handelsregisteramt an das Gericht zu gelan-
gen. ln der Handelsregisterverordnung wird der Begriff des ,,Handelsregisterführer" nicht mehr ge-
braucht. ln Analogie zum Grundbuchrecht, in welchem der Begriff ,,Grundbuchvenrualter" durch den
Begriff ,,Grundbuchamt" ersetzt worden ist, wäre es angezeigt, im Obligationenrecht,,Handelsregis-
terführer" durch,,Handelsregisteramt" konsequent zu ersetzen.


zu Art. 9589 nOR:


Gemäss den Ausführungen im erläuternden Bericht dient diese Bestimmung den Finanzintermedi-
ären zur indirekten Kontrolle über die gesellschaftsrechtlich zu führenden Verzeichnisse. Diesen
Ausführungen ist jedoch nicht eindeutig zu entnehmen, welche Behörden grundsätzlich zu über-
prüfen haben, dass solche Konti überhaupt vorhanden sind resp. ob in Betracht gezogen wird,
dass auch dem Handelsregisteramt eine Prüfungspflicht zukommt. Aufgrund der Erläuterungen in
5.2.2.2 des Berichts, gemäss welchen insbesondere im Zusammenhang mit der Umwandlung der
lnhaberaktien in Namenaktien ein Mehraufwand für die Kantone entstehen wird, wird davon aus-
gegangen, dass dem Handelsregisteramt mit dieser Bestimmung keine weitere Pflicht auferlegt
werden soll. Falls wir mit dieser Annahme falsch liegen sollten, werden auch in diesem Zusam-
menhang klare Ausführungsbestimmungen in der HRegV gefordert.


zu Art. 4 der Übergangsbestimmungen:


Die vorgeschlagene Gesetzesänderung hat für das Handelsregisteramt zwingend einen Mehrauf-
wand zur Folge. Die Ubergangsfrist von zwei Jahren hat den Vorteil, dass das Handelsregisteramt
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nicht sogleich mit Statutenänderungen überhäuft wird und es besteht die Hoffnung, dass sich der
Arbeitsaufwand zeitlich etwas verteilt. Die Statutenänderungen können, solange die Gesellschaf-
ten nicht ohnehin ihre Statuten ändern möchten, nicht erzwungen werden. Das Handelsregisteramt
hat von Amtes wegen den Handelsregister-Eintrag nach Ablauf von 2 Jahren anzupassen, womit
es zu Diskrepanzen zwischen den Handelsregister-Einträgen und den Stauten kommen kann. Dies
kann zu Rechtsunsicherheiten führen. Gemäss dem Bericht ist vorübergehend mit einem höheren
Aufwand zu rechnen, welcher mit den bestehenden Ressourcen bewältigt werden könne, so dass
keine neuen Stellen geschaffen werden müssten. Diese Aussage muss anhand vergangener Re-
visionen des Bundesrechts stark in Zweifel.gezogen werden. Gemessen z.B. an den Erfahrungen
im Zusammenhang mit den seinerzeitigen Anderungen im Bereich der Revisionspflichten (Opting-
out) ist zu enrvarten, dass die Statutenänderungen alle erst gegen Ende der Übergangsfrist oder
überhaupt nicht angemeldet werden. Dies wird unweigerlich zu einer Uberlastung des Handelsre-
gisteramts führen, welches dannzumal von Amtes wegen die nötigen Verfahren aufnehmen muss;
die zusätzliche Arbeitsbelastung wird nur mit mindestens vorübergehenden zusätzlichen personel-
len Ressourcen aufzufangen sein.


zu den Strafbestimmungen:


Gemäss S 27 EG SIPO sind die Mitglieder, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der kantonalen und
kommunalen Behörden in ihrem Zuständigkeitsbereich verpflichtet, konkrete Anzeichen, die auf
eine strafbare Handlung oder deren Täterschaft hindeuten, der Staatsanwaltschaft mitzuteilen.
Angesichts des Umstandes, dass das Handelsregisteramt kein Einsichtsrecht nach Art. 686 Abs. 6
und Art. 6971 Abs. 5 nOR erhalten soll, stellt sich die Frage, wann das Handelsregisteramt von
konkreten Anzeichen für eine strafbare Handlung im Sinne von Art. 327 und Nl.327 a nStGB
ausgehen muss und damit zur Mitteilung an die Staatsanwaltschaft verpflichtet ist.


Wir hoffen, lhnen mit diesen Ausführungen dienen zu können. Bei allfälligen Fragen stehen wir
lhnen selbstverständlich gerne zur Verfügung.


Hochachtungsvoll


lp
;


L


Dr. Sabine Pegoraro
Reg ieru ngspräsidenti n


Nic Kaufmann
2. Landschreiber
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kanton Slarus ffi


Telefon 055 646 60 11112115
E-Mail: staatskanzlei@gl.ch
www.gl.ch


Regierungsrat
Rathaus
8750 Glarus


per E-Ma¡l
vernehm lassungen@sif.adm in.ch


Glarus, 13. Februar 2018
Unsere Ref: 2018-B


Vernehmlassung i. S. Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum über die
Transparenz juristischer Personen und den lnformationsaustausch im Bericht zur
Phase 2 der Schweiz


Hochgeachteter Herr Bundesrat
Sehr geehrte Damen und Herren


Das Eidgenössische Finanzdepartement gab uns in eingangs genannter Angelegenheit die
Möglichkeit zur Stellungnahme. Dafür danken wir und teilen lhnen mit, dass wir aufgrund
geringer Betroffenheit auf eine Stellungnahme vezichten.


Genehmigen Sie, hochgeachteter Herr Bundesrat, sehr geehrte Damen und Herren, den
Ausdruck unserer vorzüglichen Hochachtung.


Freundliche Grüsse


Für den Regieru


Rolf Widmer
Landammann


E-Mail an ( PD F- und Word-Version ): vernehm lassungen@sif.adm in.ch


versandt am: 'l 5. f,sh. 20f8


Hansjörg Dürst
Ratsschreiber
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Helble Yvonne SIF


Von: Ryffel Beat <Beat.Ryffel@dfg.gr.ch>
Gesendet: Freitag, 20. April 2018 10:46
An: _SIF-Vernehmlassungen
Betreff: Umsetzung der Empfehlung des Global Forum über die Transparenz juristischer Personen und den Informationsaustausch im Bericht zur Phase 2 der Schweiz
Sehr geehrte Damen und Herren  Sie haben uns betreffend Umsetzung der Empfehlung des Global Forum über die Transparenz juristischer Personen und den Informationsaustausch im Bericht zur Phase 2 der Schweiz zur Vernehmlassung eingeladen, wofür wir Ihnen danken. Aus der Sicht des Kantons Graubünden wird auf eine Stellungnahme verzichtet.  Wir bitte um Kenntnisnahme. 
Freundliche Grüsse 
Beat Ryffel 
Departement für Finanzen und Gemeinden Graubünden (DFG) Beat Ryffel, Departementssekretär Rosenweg 4 7001 Chur  Tel. 081 257 32 11 / Fax 081 257 21 90  e-mail: Beat.Ryffel@dfg.gr.ch 








RÉPUBUQUE ET CANTON DU JURA GOUVERNEMENT


Hôtel du Gouvernement - 2, rue de l'Hôpital, 2800 Delémont


Par courriel en version PDF et Word


Monsieur le Conseiller fédéral
Ueli Maurer
Chef du Département fédéral des finances
Bernerhof
3003 Bern
vernehmlassun en sif.admin.ch


Hôtel du Gouvernement
2, rue de l'Hôpital
CH-2800 Delémont


t +41 32 420 51 11
f+41 324207201
chancellerie@jura.ch


Delémont, le 17 avril 2018


Prise de position relative à la mise en ouvre des recommandations du Forum mondial
relatives à la transparence des personnes morales et à rechange de renseignements
émises dans le rapport de phase 2 de la Suisse - procédure de consultation


Monsieur le Conseiller fédéral,


Le Gouvernement jurassien a été invité par votre Département à se prononcer au sujet de la
procédure de consultation mentionnée en objet et il vous en remercie.


Le Gouvernement jurassien approuve cet important projet pour la Suisse.


Les recommandations du Forum mondial couvrent deux domaines : celles destinées à augmenter
la transparence des personnes morales relevant du droit des sociétés et du droit pénal (sanction en
cas de non-respect des dispositions commerciales) et celles relatives à rechange de
renseignements sont également faites à la Suisse.


Le Gouvernement jurassien salue les aspects du projet du Conseil fédéral visant à augmenter la
transparence des personnes morales par l'identification des détenteurs de parts au porteur. En 2005,
les cantons avaient majoritairement refusé de supprimer les actions au porteur s'appuyant sur le fait
que le danger que celles-ci soient utilisées pour le blanchiment d'argent pourrait être écarté par des
mesures moins importantes. Ils affirmaient également que la Suisse devait résister à la pression
internationale. Ces arguments ne sont plus valables en 2018. Les mesures proposées aujourd'hui
semblent permettre l'équilibre entre les exigences internationales et le maintien de la possibilité pour
les personnes morales d'utiliser des actions au porteur.


Concernant le deuxième volet (celui de la modification de la LAAF), notre canton se range derrière
les arguments développés par la Conférence des directeurs cantonaux des finances. Jî salue les
modifications proposées qui sont importantes sous l'angle de la politique fiscale.







Il vous remercie de lui avoir donné la possibilité de prendre position à ce sujet et vous prie de croire,
Monsieur le Conseiller fédéral, à l'assurance de sa haute considération.


AU NOM DU GOUVERNEMENT DE LA
RÉPUBLI ET CANTON DU JURA


Da d Eray
Président


Gladys inkler Docourt
Chancelière d'État








KANTON
LUZERN


Finanzdepartement
Bahnhofstrasse 19
6002 Luzern
Telefon 041 228 55 47
info.fd@Iu.ch
www. Iu.ch


Öffnungszeiten: Eidgenössisches FinanzdepartementMontag - Freitag
08:00 - 11:45 und 13:30-17:00


per E-Mail an (Word- und PDF-Dateien):
vernehmlassungen@sif.admin.ch


Luzern, 27. März 2018


Protokoll-Nr.: 318


Umsetzung der Empfehlungen des Gl©ba[ Forums über die Transpa-
renz juristischer Personen und den Informationsaustausch im Bericht
zur Phase 2 der Schweiz


Sehr geehrte Damen und Herren


Mit Schreiben vom 17, Januar 2018 haben Sie die Kantonsregierungen zur Vernehmlassung
in eingangs erwähnter Vorlage eingeladen.


Im Namen und Auftrag des Regierungsrates teile ich Ihnen mit, dass der Kanton Luzern der
Umsetzung der Empfehlungen des Global Forums über die Transparenz juristischer Perso-
nen und den Informationsaustausch im Bericht zur Phase 2 der Schweiz im Grundsatz zu-
stimmt.


Freundlišì. Grüsse


Marcel c werzmann
Regierun ~at


2301.1178 / VM-FD-Umsetzung Empfehlungen Global Forum Transparenz





































































 


Finanzdepartement 


 
Rathaus, Barfüssergasse 24 
4509 Solothurn 
Telefon 032 627 20 57 
Telefax 032 627 22 70 
finanzdepartement@fd.so.ch 
www.so.ch 
 


Roland Heim 


Landammann 
 


 


Eidgenössisches Finanzdepartement 
Staatssekretariat für internationale 
Finanzfragen SIF 
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 16. März 2018 


Vernehmlassung zur Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum über die Trans-
parenz juristischer Personen und den Informationsaustausch im Bericht zur Phase 2 der 
Schweiz 


Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 


Mit Schreiben vom 17. Januar 2018 haben Sie uns die Vorlage zur Umsetzung der Empfehlungen 
des Global Forum über die Transparenz juristischer Personen und den Informationsaustausch im 
Bericht zur Phase 2 der Schweiz zur Stellungnahme unterbreitet. Dafür bedanken wir uns. 


Wir können Ihnen mitteilen, dass wir die Notwendigkeit der vorgeschlagenen Änderungen als 
erwiesen erachten und deren Umsetzung begrüssen. 


Freundliche Grüsse 


sig. 
Roland Heim 
Landammann 
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Regierungsrat des Kantons SchwYz


kantonschwyzU


6431 Schwyz. Postfach 1260


elektronisch an:
vernehm lassungen@sif .ad m i n.ch


Schwyz, 10. APril 2OI8


Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum über die Transparenz juristischer Personen und


den lnformationsaustausch im Bericht zur Phase 2 der schweiz


Vernehmlassung


Sehr geehrter Herr Bundesrat
Sehr geehrte Damen und Herren


Mit Schreiben vom 17. Januar 2078 haben Sie die Kantonsregierungen eingeladen, bis 24' April


21lgzur Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum über die Transparenz juristischer Per-


sonen und den lnfoÄationsaustausch im Bericht zur Phase 2 der Schweiz Stellung zu nehmen.


Gerne machen wir nachfolgend von dieser Möglichkeit Gebrauch.


1. Ausganglage


Das Global Forum on Transparency and Exchange of lnformation for Tax Purposes (Global Forum)


sorgt für die Umsetzung der internationalen Standards zum lnformationsaustausch' Das Global


for-um überprüft die Umsetzung der Standards mittels Länderüberprüfungen (Peer Reviews)' ln


einer ersten phase analysiert es die Rechtsgrundlagen für den internationalen lnformationsaus-


tausch auf Ersuchen. ln einerzweiten Phase bewertet es die Umsetzung der regulatorischen


Rahmenbedingungen für den lnformationsaustausch auf Ersuchen in der Praxis'


Am 26.Juli 2016 hat das Global Forum den Bericht zur Phase 2 der Schweiz veröffentlicht' Die


Schweiz hat die Gesamtnote ,,weitgehend konform" erhalten. Zwei der zehn geprüften Beurtei-


lungskriterien wurden mit der ungenügenden Note ,,teilweise konform" bewertet und mit ver-


schTedenen Empfehlungen versehen. Sie betreffen einerseits die Transparenz juristischer Perso-


nen und andererseits die Gewährung von Amtshilfe aufgrund gestohlener Daten. Zwei weitere Be-


urteilungskriterien wurden mit der Note ,,weitgehend konform" bewertet und ebenfalls mit Emp-


fehlungän verbunden. Sie betreffen den Austausch von lnformationen über verstorbene Personen


sowie die Vertraulichkeit des Amtshilfeersuchens.







2. Stellungnahme


2.7 Was die Empfehlung betreffend die Transparenzjuristischer Personen angeht, so sind
bereitsam 1. Juli 2015 neue Bestimmungen im Obligationenrecht in Kraftgetreten. Seither be-


steht bei nicht börsenkotierten Gesellschaften die Pflicht, innert Monatsfrist den Erwerb von ln-
haberaktien (Art. 697i OR des Bundesgesetzes über die Ergänzung des Schweizerischen Zivilge-
setzbuches (Fünfter Teil: Obligationenrecht) vom 30. März 1911, SR 220, OR) und beim Erwerb
von Aktien ab Erreichen eines Grenzwertesvon 25"/" des Aktienkapitals die an Aktien wirtschaft-
lich berechtigten Personen (Art. 697j OR) zu melden. Neu ist nun bei nicht börsenkotierten Ge-


sellschaften die formelle Abschaffung der lnhaberaktien vorgesehen. Es stellt dem Gesetzgeber
kein gutes Zeugnis aus, wenn neu erlassene Bestimmungen innerhalb weniger Jahre auf interna-
tionalen Druck hin bereits wieder revidiert werden sollen (vgl. die Abfolge der Revisionen des
StAhiG seit dessen lnkrafttreten).


2.2 Gemäss Empfehlung des Global Forum hat die Schweiz sicherzustellen, dass lnfor-
mationen über verstorbene Personen in jedem Fall ausgetauscht werden können. Der vorgeschla-
gene Art. 18a Abs. 1 E-StAhiG geht indessen weit darüber hinaus, indem künftig Amtshilfever-
fahren auch betreffend ,,Sondervermögen oder anderen Rechtseinheiten (Parteien)" geführt wer-
den können. Zudem erscheinen die Begriffe ,,Sondervermögen" und ,,andere Rechtseinheiten"
nicht hinreichend bestimmt, ln Übereinstimmung mit dem Antrag der kantonalen Finanzdirekto-
rinnen und Finanzdirektoren vom 23. März 2OI8 ist daher eine Beschränkung auf Verstorbene


bzw. Nach I ässe (Gesamthandverhältn isse i nfolge Erbschaft) zu prüfen.


2.3 Die Umsetzung der Empfehlung betreffend die Vertraulichkeit des Ersuchens in


Art. 15 Abs. 3 E-StAhiG erscheint verhältnismässig und lehnt sich an das Verfahren betreffend
innerstaatliche Sachverhalte an (Art. 114 Abs. 3 des Bundesgesetzes über die direkte Bundes-
steuervom 14. Dezember 1990, SR 642.11, DBG). ln diesem Punkt ist derVernehmlassungsvor-
lage deshalb zuzustimmen.


Wir danken lhnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und versichern lhnen, sehr geehrter
Herr Bundesrat, sehr geehrte Damen und Herren, unsere vorzügliche Hochachtung.


lm Namen des Regierungsrates:


I


Othmar Reichmuth, Landammann
O.


tr.ß ,


Dr. Mathias E. Brun, Staatsschreiber


Kopie z. K. an:
Schwyzer Mitglieder der Bundesversammlung.
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Der Regierungsrat des Kantons Thurgau 


Thurgau\ 
Staatskanzlei, Regierungsgebäude, 8510 Frauenfeld 


Eidgenössisches 
Finanzdepartement 
Herr Ueli Maurer 
Bundesrat 
3003 Bern 


Frauenfeld, 17. April 2018 
374 


Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum über die Transparenz juristischer 
Personen und den Informationsaustausch im Bericht zur Phase 2 der Schweiz 


Vernehmlassung 


Sehr geehrter Herr Bundesrat 


Wir danken Ihnen für die uns in obgenannter Sache mit Schreiben vom 17. Januar 2018 
eingeräumten Möglichkeit zur Vernehmlassung, wovon wir wie folgt Gebrauch machen: 


I. Vorbemerkung 


Wir unterstützen grundsätzlich die Umsetzung der Empfehlungen und schliessen uns 
den im erläuternden Bericht zur Vorlage angeführten Gründen an. Gleichwohl ist bei der 
Umsetzung darauf zu achten, dass nur internationale Mindeststandards und nicht dar-
Ober hinausgehende Regelungsinhalte ins nationale Recht aufgenommen werden. 


II. Stellungnahme zu den Empfehlungen im Einzelnen 


1. Empfehlungen betreffend die Transparenz juristischer Personen 


Wir stimmen allen drei hier subsumierten Empfehlungen ohne Weiteres zu 


2. Empfehlungen betreffend den Informationsaustausch 


2.1. Empfehlung betreffend den Austausch von Informationen über verstorbene 
Personen 


Die Empfehlung zielt darauf ab, dass Informationen über verstorbene Personen in je-
dem Fall ausgetauscht werden können. Gemäss Art. 18a Abs. 1 E-StAhiG soll künftig 
auch Amtshilfe betreffend „Personen (einschliesslich Verstorbener), Sondervermögen 
und anderen Rechtseinheiten" geleistet werden. Diese Ausweitung geht weit über den 
Rahmen der Empfehlung hinaus. Zudem ist aufgrund der unbestimmten Rechtsbegriffe 
„Sondervermögen" und „andere Rechtseinheiten" der Anwendungsbereich nicht hinrei- 
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chend und eindeutig abgesteckt. Auslegungskonflikte werden die Folge davon sein. Wir 
beantragen daher, die Umsetzung dieser Empfehlung auf Verstorbene bzw. Nachlässe 
(Gesamthandschaftsverhältnisse infolge Erbschaft) zu beschränken. 


2.2 Empfehlung betreffend die Vertraulichkeit des Ersuchens 


Die Umsetzung der entsprechenden Empfehlung in Art. 15 Abs. 3 E-StAhiG erscheint 
verhältnismässig und lehnt sich an das Verfahren betreffend innerstaatliche Sach-
verhalte an (Art. 114 Abs. 3 DBG). Wir stimmen ihr zu. 


2.3 Empfehlung betreffend gestohlene Daten 


An der gestützt auf Art. 7 Bst. c StAhiG erfolgten differenzierten Handhabung, wonach 
Amtshilfe bei aktiver Beschaffung von gestohlenen Daten zu verweigern ist, ist - auch 
aufgrund der hierzu ergangenen bundesgerichtlichen Rechtsprechung - festzuhalten. 
Der Grundsatz von Treu und Glauben ist auch völkerrechtlich relevant. Dessen Ein-
haltung ist von allen beteiligten Staaten einzufordern. Wir verweisen auf die Vernehm-
lassung der FDK hierzu vom 23. März 2018 und deren Positionsbezüge zu gestohlenen 
Daten, u. a. vom 20. November 2015. 


Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Vernehmlassung. 


Mit freundlichen Grüssen 


Die Präsidentin des Regierungsrates 
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Bellinzona  numero  


1511 cl 0 10  aprile  2018  


Repubblica e Cantone Ticino 
Consiglio  di  Stato  
Piazza  Governo  6  
Casella  postale  2170 
6501  Bellinzona  
telefono  +41 91 814 43 20 
fax +41 91 814 44 35 
e-mail can-sc@ti.ch  


Repubblica e Cantone 
Ticino 


Il Consiglio  di  Stato 


Egregio  signor  Consigliere federale 
Ueli  Maurer  
Direttore  del  Dipartimento federale  
delle  finanze  
Bundesgasse  3 
3003  Berna  


Invio  per  posta elettronica: 
vemehmlassungen@sifadmin.ch  


Attuazione  delle  raccomandazioni  del Forum  globale  relative  alla trasparenza  
delle  persone giuridiche e allo scambio  di  informazioni formulate nel rapporto 
sulla fase  2  della Svizzera 


Egregio signor Consigliere federale, 


facciamo riferimento alla consultazione indicata  a  margine e, ringraziandola  per  
averci interpellato,  con la  presente  le  rendiamo  note le  nostre osservazioni. 


Salvo  per le  osservazioni che seguono, il progetto posto  in  consultazione raccoglie il 
nostro consenso.  Pur  comprendendo  le  finalità  del  progetto posto  in  consultazione e  
le  necessità  di  adeguare il sistema elvetico alle esigenze  poste in  campo 
internazionale, vorremmo esprimere alcune criticità  da  noi rilevate su determinati 
provvedimenti proposti, ritenuti necessari  al fine di  adempiere alle raccomandazioni  
del Forum  globale. 


Raccomandazione  1: La  Svizzera deve prevedere un sistema  di  annuncio che 
garantisca  in  tutti i casi l'identificazione dei titolari  di  azioni  al  portatore  


a)  Conversione  delle  azioni  al  portatore  in  azioni  nominative  (abolizione formale  
delle  azioni  al  portatore) 


L'abolizione formale  delle  azioni  al  portatore appare un provvedimento troppo 
severo,  per  rapporto alle richieste-del Forum  globale e  a  provvedimenti meno incisivi 
("immobilizzazione" o "abolizione  di  fatto") intrapresi  da  altri Paesi  (ad  esempio  
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Germania,  Principato  del Liechtenstein  e Lussemburgo, cfr. pag.  18 del  Rapporto 
esplicativo) e giudicati comunque «ampiamente conformi» dallo stesso  Forum  
globale. 


L'azione  al  portatore  ha  una lunga tradizione radicata nel sistema elvetico che pone  
la  privacy tra i valori più importanti.  Le  soluzioni  per  restare conformi ai  trend  
internazionali  non  possono e  non  devono essere sproporzionate.  


La  valutazione secondo  la  quale l'obbligo  di  immobilizzare  le  azioni  al  portatore 
vanificherebbe completamente  la  clausola  "al  portatore" stessa  non  raccoglie il 
nostro consenso. Teniamo  a  ricordare che  la  clausola  "al  portatore" svolge una 
funzione anche  in  ambiti diversi dall'ambito fiscale-finanziario: si pensi  ad  esempio  a  
vertenze giudiziarie  (in  particolare penali), dove l'immobilizzazione potrebbe essere 
una misura addirittura migliore della conversione formale  in  azioni  nominative. 


Non  convince neppure il fatto che  le  azioni  al  portatore vengano convertite  per  legge  
in  azioni  nominative al  momento dell'entrata  in  vigore della modifica  di  legge  (art. 2  
delle  disposizioni transitorie).  Non  è infatti chiaro cosa possa succedere alla società  
se  gli azionisti (che  non  si sono identificati nei confronti della stessa ai sensi  delle  
disposizioni  del  diritto previgente)  non  si identificano neppure entro i  18  mesi 
messi loro  a  diposizione  da  questa nuova normativa. Il progetto indica unicamente  le  
conseguenze  per  l'azionista inadempiente,  ma  omette  di  indicare  le  conseguenze  
per la  società che si ritrova,  ad  esempio,  a  possedere il  100%  delle  proprie 
azioni,  a  seguito  del  fatto che l'intero pacchetto azionario  non  è stato annunciato ed 


pertanto diventato nullo.  In  questo caso, il progetto indica che il Consiglio 
d'amministrazione deve emettere nuove azioni sotto  forma di  azioni proprie  in  
sostituzione  di  quelle  dichiarate  nulle.  La  società  non  avrebbe comunque più un 
azionariato  di  riferimento.  Non  è chiaro cosa avverrebbe  in  questo caso 
(scioglimento d'ufficio? Vendita  delle  nuove azioni,  a chi  e  per  che prezzo? 
Contabilizzazione  del  prezzo incassato?). 


Anche  in  questo caso  la  soluzione "immobilizzazione" presso avvocati indipendenti 
potrebbe essere uno scenario risolutivo.  


Di  transenna osserviamo che  non  si  fa  cenno  delle  eventuali conseguenze sul  piano  
interno  di  queste modifiche  del  diritto azionario, soprattutto fiscali. Maggiore 
trasparenza sulla visione strategica su questo punto sarebbe auspicata.  


Per  tutti questi motivi il Cantone Ticino chiede che venga riscritta questa parte, 
adottando  la  soluzione "immobilizzazione"  delle  azioni  al  portatore,  in  analogia  ad  
importanti Paesi vicini, conforme alle esigenze internazionali e più rispettosa dei 
valori svizzeri. 


Raccomandazione  2: La  Svizzera deve assicurare una vigilanza efficace sulle 
società anonime e sulle società  in  accomandita  per  azioni.  


a)  Obbligo  di  tenuta degli elenchi societari ("libro  delle  azioni") e  relative  sanzioni  


II  progetto indica che  la  violazione degli obblighi  del  diritto societario sulla tenuta 
degli elenchi sarà perseguibile penalmente.  Non  precisa tuttavia  chi  è il soggetto che 
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dovrebbe essere perseguito penalmente  in  un  tale  caso  (la  società stessa o  la 
persona  all'interno della società che avrebbe questo compito?). 


Inoltre,  pur  comprendendo i motivi che hanno spinto il  Forum  globale  a  richiedere un 
obbligo internazionale  di  tenuta degli elenchi societari e  a  chiedere l'applicazione  di  
sanzioni  in  caso  di  inadempienza, esprimiamo preoccupazione  per  l'effetto che 
queste  normative, a  carattere internazionale, avranno sul diritto interno. Riteniamo  in  
particolare che il rapporto esplicativo si sia chinato troppo superficialmente su questo 
importante tema.  Non  è infatti sufficientemente chiaro  se  gli elenchi societari 
saranno  in  futuro oggetto  di  scambio  di  informazioni  con le  autorità (fiscali) estere e,  
in  questo caso, come verranno trattate queste informazioni  dal  profilo 
dell'applicazione  del  diritto (fiscale) svizzero (il diritto  di  consultazione  per  ora 
espressamente consentito secondo il Rapporto esplicativo  solo  alle autorità svizzere 
competenti secondo  la  legge sulle  case  da  gioco (LCG),  la  legge sull'acquisto  di  
fondi  da  parte  di  persone all'estero (LAFE) e  la  legge sulla navigazione aerea (LNA)). 


Raccomandazione  5: La  Svizzera deve garantire che  le  prescrizioni dello  
standard  internazionale sulla confidenzialità siano rispettate  


a) Con  fidenzialità della domanda e diritti  delle  persone legittimate  a  ricorrere  


Ai  sensi dell'ordinamento svizzero attuale,  la  domanda  di  assistenza amministrativa  
di  uno Stato estero deve essere resa accessibile alla  persona  legittimata  a  ricorrere 
conformemente agli articoli  14  e seguente LAAF, una volta ottenute  le  informazioni  
da  parte dell'AFC  ma, salvo  eccezioni,  prima  della notificazione della decisione  
finale.  Questo approccio  ha  ottenuto il giudizio «ampiamente conforme»  da  parte  del 
Forum  globale (cfr. Rapporto esplicativo, pag.  15).  Nonostante ciò, il progetto  di  
modifica vorrebbe apportare dei cambiamenti sostanziali,  a  svantaggio della  persona  
legittimata  a  ricorrere, che  a  nostro giudizio  non  sono (ancora) necessari  per le  
finalità  del Forum  globale e  per di più  ledono i diritti fondamentali garantiti dalla 
Costituzione svizzera.  A  sostegno della necessità  di  questa modifica nel Rapporto 
esplicativo viene indicato che  "non  è certo  se  sarà possibile convincere il  Forum  
globale una seconda volta che nella prassi svizzera l'esame degli atti  pue)  essere 
limitato" anche  con la  regolamentazione attuale.  


Come  detto,  la  procedura attualmente  in  vigore  in Svizzera  discende 
dall'applicazione  di  determinati diritti fondamentali sanciti dalla Costituzione, 
segnatamente il diritto  di  esaminare gli atti, che deriva  a  sua volta  dal  diritto  di  essere 
sentito, previsto all'articolo  29  cpv.  2  della Costituzione federale  (Cost.). Come  
indicato anche nel Rapporto esplicativo, ai sensi dell'articolo  27  cpv.  1  della  Legge  
sulla procedura amministrativa federale, un'autorità può negare  (in  casu) l'esame 
degli atti alla  persona  legittimata  a  ricorrere  solo se  un interesse pubblico importante 
della Confederazione,  del  Cantone o della controparte oppure l'interesse  di  
un'inchiesta ufficiale  in  corso esiga l'osservanza  del  segreto. Un interesse pubblico 
preponderante  a  limitare  ex ante  questo diritto  non  è tuttavia ravvisabile attualmente  
in  quanto,  come  indicato,  non  è ancora detto che  la  procedura svizzera  non  ottenga 
una valutazione accettabile nel caso  di  una nuova valutazione  a  livello internazionale 
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da  parte  del Forum  globale. Una misura così incisiva risulta pertanto,  a  questo 
stadio, prematura e pertanto contraria  al  sistema svizzero.  


In  relazione alle ulteriori misure proposte  non  ravvediamo osservazioni  da  formulare.  
Per  qualsiasi approfondimento o chiarimento  in  merito  a  quanto sopra rimaniamo 
volentieri  a  disposizione. 


Voglia gradire, signor Consigliere federale, l'espressione della nostra massima stima.  


PER IL  CONSIGLIO  DI  STATO 


Copia  per  conoscenza  a:  
Divisione  delle  contribuzioni (dfe-dc@ti.ch) 
Deputazione ticinese alle Camere federali (can-relazioniesterneeti.ch) 
Pubblicazione  in  internet  


Iii 
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CONSEIL D’ETAT 
 
 
Château cantonal 
1014 Lausanne 


  
 
 
 
 
 
Monsieur le Conseiller fédéral 
Ueli Maurer 
Chef du Département fédéral des finances 
Bundesgasse 3 
3003  Berne 


 


 
 
 
 
Réf. : MFP/15023509 Lausanne, le 28 mars 2018 
 
 
 
 
Procédure de consultation sur la mise en œuvre des recommandations du Forum 
mondial relatives à la transparence des personnes morales et à l’échange de 
renseignements émises dans le rapport de phase 2 de la Suisse 
 
 
 
Monsieur le Conseiller fédéral,  
 
Le Conseil d’Etat a pris connaissance du présent projet. Les recommandations peuvent 
être soutenues sur le principe. Il faut cependant veiller à ce qu’uniquement les 
standards minimaux internationaux soient repris dans la loi nationale, et non pas de 
règlementations qui dépassent ce cadre.  
 
Concernant les recommandations relatives à l’échange de renseignements, les 
remarques suivantes peuvent être formulées : 
 
• Echange de renseignements concernant des personnes décédées  
 
La recommandation a pour but que les renseignements sur les personnes décédées 
peuvent être échangés dans tous les cas. Selon l’art. 18a, al. 1, LAAF, une assistance 
administrative devra être accordée à l’avenir concernant « les personnes (même 
décédées), les masses patrimoniales distinctes et les autres entités juridiques ». Cet 
élargissement dépasse le cadre de la recommandation. En outre, le champ d’application 
n’est pas précisé de façon suffisante et claire en raison des notions juridiques 
indéterminées « masses patrimoniales distinctes » et « autres entités juridiques ». Des 
conflits d’interprétation en résulteront. Par conséquent, il convient d’examiner la 
question d’une restriction aux personnes décédées ou aux successions (communauté 
héréditaire). 
 
• Confidentialité de la demande  
 
La mise en œuvre de la recommandation en question à l’art. 15, al. 3, LAAP semble 
adéquate et se base sur la procédure prévue par le droit interne (art. 114, al. 3, LIFD). 
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• Recommandation concernant les données volées 
 
Il faut maintenir la pratique différenciée en vertu de l’art 7, let. c, LAAF, selon laquelle 
l’aide administrative doit être refusée, si les données volées ont été activement 
obtenues – et surtout aussi en raison des décisions prises du Tribunal fédéral à ce 
sujet. Le principe de la bonne foi est également pertinent au titre du droit international. 
Le respect doit en être exigé par tous les États participants. Il faut notamment se référer 
à la prise de position du canton de Vaud du 25 novembre 2015 dans le cadre de la 
consultation fédérale sur la modification de la loi sur l’assistance administrative fiscale 
(données volées).  
 
Nous vous remercions d’avoir consulté le Canton de Vaud sur ce projet et vous prions 
d’agréer, Monsieur le Conseiller fédéral, l’expression de notre haute considération. 
 
 


AU NOM DU CONSEIL D’ETAT 


LA PRESIDENTE 


 


LE CHANCELIER 


 


Nuria Gorrite Vincent Grandjean 
 
 
 
Copies 


• OAE 
• ACI 
 
 
 
 
Courrier envoyé sous forme électronique à vernehmlassungen@sif.admin.ch  


 
 













Finanzdirektion
Kanton Zug


Finanzdirektion. Postfach. 6301 Zua


Per E-Mail an: vernehmlassungen@sif.admin.ch


Eidgenössisches Finanzdepartement (EFD)


Herr Bundesrat Ueli Maurer


Bundesgasse 3


3003 Bern


rita.weiss@zg.ch


Zug, 6. April 2018 weit


FD FDS 6/ 148/98324


Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum über die Transparenz juristischer


Personen und den Informationsaustausch im Bericht zur Phase 2 der Schweiz;


Vernehmlassung des Kantons Zug


Sehr geehrter Herr Bundesrat Maurer


Mit Schreiben vom 17. Januar 2018 haben Sie die Kantone zur Vernehmlassung zur Umset-


zung der Empfehlungen des Global Forum über die Transparenz Juristischer Personen und den


Informationsaustausch im Bericht zur Phase 2 der Schweiz eingeladen. Der Regierungsrat hat


an seiner Sitzung vom 23. Februar 2018 die Finanzdirektion mit der direkten Beantwortung die-


ser Vernehmlassung beauftragt. Gerne nehmen wir zur Vorlage wie folgt Stellung:


Anträge


Zu den geplanten Änderungen im Obligationenrecht:


Antrag 1:


Im Gegensatz


wir: Es sei die Aktienart der Inhaberaktie (gänzlich) abzuschaffen.


Im Gegensatz zu den geplanten Bestimmungen von Art. 622 Abs. 1, 2, 2 und 2ter beantragen


Eventualantrag 1a:


Es sei eine Meldepflicht einzuführen, wonach Gesellschaften den Handelsregisterbehörden


melden müssen, wenn sie ihre Aktien an einer Börse handeln und wenn sie den Börsenhandel


einstellen.


Eventualantrag 1b:


Es sei eine Sanktion vorzusehen für den Fall, dass die soeben beantragte Meldepflicht unter-


lassen wird und für den Fall, dass die Gesellschaft ihre Statuten nicht innert sechs Monaten


nach Einstellung des Börsenhandels anpasst.
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Antrag 2:


Die geplante Bestimmung von Art. 731 b Abs. 1 Ziff. 4 sei zu streichen.


Eventualantrag 2:


Sollte auf eine gänzliche Streichung von Art. 731 b Abs. 1 Ziff. 4 verzichtet werden, sollen für


die Fälle von Art. 731 b Abs. 1 Ziff. 4 nur die Aktionäre (und die Gläubiger), nicht aber der Han-


delsregisterführer, antragsberechtigt sein.


Antrag 3:


Die geplante Bestimmung von Art. 935 Abs. 3 sei zu streichen.


Antrag 4:


Die geplante Bestimmung von Art. 958g sei zu streichen.


Ubergangsbestimmungen:


Antrag 5:


Art. 2 müsste entsprechend unserem Antrag 1 angepasst werden (Abschaffung der Aktienart


der Inhaberaktien).


Antrag 6:


Art. 3 müsste entsprechend unserem Antrag 1 angepasst werden (Abschaffung der Aktienart


der Inhaberaktien).


Antrag 7:


Art. 4 müsste entsprechend unserem Antrag 1 angepasst werden (Abschaffung der Aktienart


der Inhaberaktien).


Zu den geplanten Änderungen im Steueramtshilfegesetz (StAhiG):


Antrag 8:


Art. 18a E-StAhiG sei auf verstorbene Personen zu beschränken.


Zu Strafgesetzbuch/Steueramtshilfegesetz/Kollektivanlagegesetz:


Antrag 9:


Die Bestimmungen im Strafgesetzbuch, dem Steueramtshilfegesetz und dem Kollektivanlage-


gesetz müssten entsprechend angepasst werden, wenn unserem Antrag 1 betreffend die Ab-


Schaffung der Inhaberaktie gefolgt wird.
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Beciründunaen


Zu den geplanten Änderungen im Obligationenrecht:


Zu Antrag 1:


Wird die Inhaberaktie als Aktienart abgeschafft, gibt es künftig ausschliesslich noch die Na-


menaktie. Damit herrscht volle Transparenz. Die Anonymität der Inhaberaktie kann damit gänz-


lich vermieden werden.


Zu Eventualantrag 1a:


Art. 622 Abs. 2 sieht vor, dass eine Gesellschaft ihre bestehenden Inhaberaktien innert sechs


Monaten in Namenaktien umwandeln muss, wenn sie den Börsenhandel ihrer Aktien einstellt.


Wird die Umwandlung nicht innert Frist vorgenommen, werden die Inhaberaktien von Gesetzes


wegen in Namenaktien umgewandelt. Das Handelsregisteramt hat jede Anmeldung zur Eintra-


gung einer anderen Statutenänderung in das Handelsregister zurückzuweisen, solange die Sta-


tuten nicht angepasst wurden.


In der Umsetzung dieser Bestimmung sehen wir rechtliche und praktische Probleme:


Mit dieser Bestimmung würde vorausgesetzt, dass die Handelsregisterbehörden Kenntnis


davon haben, welche Gesellschaften börsenkotierte Aktien haben und wann sie den Bör-


senhandel einstellen. Mit etwas Aufwand wäre dies im Zusammenhang mit gewissen Bör-


sen, wie zum Beispiel der «SIX Swiss Exchange», allenfalls noch möglich. Jedoch ist es


für eine Handelsregisterbehörde schlicht unmöglich zu wissen, ob eine Gesellschaft an ir-


gendeiner Börse der Welt Rotiert ist, und ob sowie allenfalls wann diese ihren Börsenhan-


del eingestellt hat. In der Konsequenz sind dann für die Handelsregisterbehörden jene Fäl-


le nicht erkennbar, in denen sie eine Statutenänderung zurückweisen müssten.


Gemäss Art. 26 Handelsregisterverordnung (HRegV; SR 221.411) müssen die Eintragun-


gen in das Handelsregister wahr sein und dürfen nicht zu Täuschungen Anlass geben.


Stellt eine Gesellschaft den Börsenhandel ihrer Aktien ein und unterlässt sie es, innert


sechs Monaten die Statuten anzupassen, widersprechen die Statuten und der Handelsre-


gisterauszug (mit der Angabe von Inhaberaktien) den tatsächlichen Gegebenheiten bzw.


der gesetzgeberischen Fiktion (Umwandlung der Inhaberaktien in Namenaktien von Ge-


setzes wegen). Dadurch sind das Wahrheitsgebot und das Tauschungsverbot verletzt.


Weiter sind das Wahrheitsgebot und das Täuschungsverbot verletzt, wenn eine Gesell-


schaft ihre Statuten -jedoch nicht in Bezug auf die Aktienart - ändert, diese Änderungen


nicht in das Handelsregister eingetragen werden dürfen, die Eintragung in das Handelsre-


gister in Bezug auf die Änderungen jedoch lediglich deklaratorisch ist.


Zu Eventualantrag 1b:


Es stellt sich die Frage nach der Sanktion. Wenn eine Gesellschaft den Börsenhandel ihrer Ak-


tien einstellt, jedoch monate- oder gar jahrelang keine Statutenänderung anmeldet, so besteht
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der täuschende Handelsregistereintrag die ganze Zeit fort. Um dies zu vermeiden, müsste eine


griffige Durchsetzungsklausel oder eine Sanktionsklausel eingeführt werden.


Weiter ist nicht geregelt, wie ein gutgläubiger Erwerber von Inhaberaktien geschützt werden


soll, wenn die Inhaberaktien im Zeitpunkt des Erwerbs von Gesetzes wegen bereits als in Na-


menaktien umgewandelt gelten.


Zu Antrag 2:


In der Praxis stellen wir fest, dass Gesellschaften ein «Wegwerfartikel» geworden sind. Hat


man das Interesse an der Gesellschaft verloren, treten die Organe zurück, lassen sich aus dem


Handelsregister streichen und provozieren so bewusst die Konkurseröffnung infolge Organisa-


tionsmangels. Der Staat hat dann die Gesellschaft auf Kosten des Steuerzahlers zu liquidieren.


Mit der neu vorgesehenen Ziffer 4 schafft man ein weiteres Instrument, um sich einer nicht


mehr benötigten Gesellschaft einfach zu entledigen und dem Staat die Arbeit zu überlassen.


Nach unserem Dafürhalten ist die Sanktion des Konkurses unverhältnismässig. Bei den Fällen


von Art. 731 b Abs. 1 Ziff. 1 bis 3 kann immerhin davon ausgegangen werden, dass in den


meisten Fällen nicht mehr viele Aktiven vorhanden sind bzw. dass diese Gesellschaften nicht


mehr am Wirtschaftsleben teilnehmen, so dass eine Liquidation eine angemessene Massnah-


me ist. Bei der neu vorgesehenen Ziffer 4 ist dies nicht der Fall. Es besteht keine Relation zwi-


sehen der nicht rechtmässigen Führung des Aktienbuchs oder dem Verzeichnis über die ge-


meldeten wirtschaftlich berechtigten Personen und der Teilnahme dieser Gesellschaften am


Wirtschaftsleben. Wir weisen darauf hin, dass gemäss bundesgerichtlicher Rechtsprechung


(richtigerweise) in den Fällen von Art. 731 b kein Konkurswiderruf möglich ist. Die strenge Sank-


tion des Konkurses ist demnach unwiderruflich.


Bereits mit der Einführung des Art. 731 b Abs. 1 Ziff. 3 (fehlendes Domizil) auf den 1.Januar


2019 wird bedeutend mehr Arbeit auf die Konkursämter zukommen. Im Kanton Zug rechnen wir


mit einem Anstieg der Konkursverfahren um 40 % (!) mit entsprechenden u. a. finanziellen Fol-


gen für den Kanton. Diesem Umstand wurde bei der entsprechenden Gesetzesänderung keine


Beachtung geschenkt. Dies unterstreicht auch die Botschaft (BBI 2015 3617ff.) wo unter dem


Titel «Auswirkungen auf die Kantone» ausschliesslich die Auswirkung auf die Handelsregister-


amter thematisiert wurde. Über die enormen Auswirkungen auf die Konkursämter wurde kein


Wort verloren. Auch im vorliegenden erläuternden Bericht werden die Konkursämter unter Ziff.


5.2.2.2 nicht erwähnt. Wenn nun aber noch ein zusätzlicher Konkursgrund eingeführt wird, re-


sultieren daraus noch höhere Konkurszahlen. Die Sparmassnahmen in den Kantonen führen


dazu, dass trotz zusätzlicher Aufgaben kein zusätzliches Personal eingestellt werden kann.


Dies führt zu längeren Verfahrensdauern und einer enormen Belastung der Mitarbeitenden.


Aufgrund dieser Gegebenheiten ist aus Sicht des Kantons Zug von einem zusätzlichen Kon-


kurstatbestand abzusehen.
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Eventualantrag 2:


Bei den Sachverhalten von Art. 731 b Abs. 1 Ziff. 1 bis 3 handelt es sich um registertechnische


Tatbestände. Daher macht es Sinn, dass der «Handelsregisterführer» entsprechende Anträge


stellen kann. Dies ist bei der neu vorgesehenen Ziff. 4 nicht der Fall. Diese Fälle betreffen aus-


schliesslich das Innenverhältnis der Gesellschaft. Insbesondere aufgrund von Art. 154 Abs. 3


HRegV besteht aber die Gefahr, dass versucht wird, die Handelsregisterbehörden für dieses


sie nicht direkt betreffende Anliegen einzuspannen. Gemäss Art. 154 Abs. 3 HRegV werden


dem Handelsregisteramt, in den Verfahren betreffend Organisationsmangel, keine Kostenvor-


Schüsse und keine Verfahrenskosten auferlegt. Dies könnte im Fall von Art. 731 b Abs. 1 Ziff. 4


Aktionäre dazu verleiten, die Handelsregisterbehörde dazu bewegen zu wollen, dass diese -


und nicht sie selber - einen Antrag stellt. Dies führt aus unserer Sicht zu unnötigen Diskussio-


nen. Gläubiger werden in der Praxis ohnehin keinen Antrag stellen können, da sie kein Recht


auf Einsichtnahme in das Aktienbuch und das Verzeichnis haben und daher keine Kenntnis


darüber erlangen, ob die Gesellschaft diese rechtmässig führt.


Zu Antrag 3:


Wir halten es für fragwürdig, einer ausländischen Rechtseinheit über ihre Zweigniederlassung


in der Schweiz eine solche Vorschrift und damit Schweizer Recht aufzuzwingen. Wie in ande-


ren Rechtsbereichen akzeptieren wir den ausserterritorialen Vollzug nur bei fundamentalen


Rechtsgütern (z. B. Schutz von Leib und Leben), was wir auch von anderen Staaten erwarten.


Zudem ist ein zwischenstaatliches Amtshilfeverfahren etabliert, welches bedarfsweise gestartet


werden kann.


Zu Antrag 4:


Die geplante Massnahme geht zu weit. Diese Bestimmung würde den Wirtschaftsstandort


Schweiz empfindlich schwächen. Entgegen der Würdigung im erläuternden Bericht (vgl. Sei-


te 10) ist es so, dass zahlreiche Rechtseinheiten über kein Konto bei einer Schweizer Bank


verfügen. Dies im Übrigen nicht nur, weil sie dies nicht wollten, sondern vielfach weil sie von


den Banken schlicht keines erhalten. Dies betrifft nicht nur das Kundenkonto, sondern bereits


in einem früheren Stadium das Kapitaleinzahlungskonto. Für viele Gründer und Rechtseinhei-


ten ist es praktisch unmöglich, ein Konto bei einer Schweizer Bank zu eröffnen. Die vorgese-


hene Bestimmung würde dazu führen, dass solche Gründer und Rechtseinheiten ihren Sitz ins


Ausland verlegen müssten. Die Banken würden damit künftig darüber entscheiden, welche


Rechtseinheiten wir in der Schweiz noch haben und welche nicht.


Die Schweiz hat ein liberales Wirtschaftsrecht. Durch die Einführung der Voraussetzung eines


Bankkontos bei einem dem Bankengesetz unterstellten Institut, für die Eintragung im Handels-


register, würde einem privaten Wirtschaftsakteur (die Gesamtheit der Branche) mit dessen


wirtschaftlichen Interessen die Hoheit zufallen, Firmengründungen auszuschliessen. Die


Schweiz kennt im Gegenzug keine Verpflichtung gegenüber solchen Instituten, Zwangskund-


schaft zu akzeptieren. Die Formulierung im erläuternden Bericht «minimal invasiv» mag zwar


gesamtvolkswirtschaftlich zutreffen, setzt aber einen ganzen Sektor unter Druck, nämlich den


seit rund vier Jahren entstandenen und weiterhin entstehenden «Cluster» um die Blockchain-
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Technologie. Alleine der Fakt, dass bis auf eine Bank (erst seit Kurzem), keine Institution in der


Schweiz diesen Branchenvertretern ein Konto eröffnet, setzt diese Start-ups stark unter Druck.


Um trotzdem operativ handlungsfähig zu sein, weichen diese zurzeit auf Banken im Ausland,


konkret in Liechtenstein, aus. Käme nun noch die Unmöglichkeit eines Handelsregistereintrags


dazu, würde die Blockchain-Szene in der Schweiz wohl marginalisiert. Die allerorts und von je-


dermann in der Schweiz geforderte Innovationsfreundlichkeit käme noch mehr unter Druck. Ei-


ne «Krypto Nation», wie Bundesrat Schneider-Ammann die Schweiz gerne sehen würde, wird


die Schweiz mit dieser Bestimmung auf jeden Fall nicht.


Offenbar kennt einzig Indien eine solch einschneidende Bestimmung. Wir erachten es als nicht


zweckmässig, uns in dieser Frage an Indien zu orientieren. Vielmehr sollte man liberale Lösun-


gen anstreben, die den Wirtschaftsstandort Schweiz nicht derart schwächen.


Ubergangsbestimmungen:


Zu Antrag 5:


Diese Bestimmung müsste entsprechend angepasst werden, wenn unserem Antrag gefolgt


wird, die Inhaberaktie abzuschaffen, vgl. die Ausführungen zu Antrag 1.


Zu Antrag 6:


Diese Bestimmung müsste entsprechend angepasst werden, wenn unserem Antrag gefolgt


wird, die Inhaberaktie abzuschaffen, vgl. die Ausführungen zu Antrag 1.


Zu Antrag 7:


Nach unserem Verständnis gelten die Bestimmung von Art. 4 Abs. 2 und Abs. 3 der Uber-


gangsbestimmungen ausschliesslich für jene Gesellschaften, die ihre Aktien im Zeitpunkt des


Inkrafttretens dieser Änderungen nicht an einer Börse handeln. Auch hier müsste die Handels-


registerbehörde Kenntnis darüber haben, welche Gesellschaft börsenkotiert ist und welche


nicht. Dies ist in der Praxis nicht umsetzbar. Weiter stellt sich auch hier die Problematik des


Verstosses gegen das Täuschungsverbot und das Wahrheitsgebot.


Gemäss Art. 4 Abs. 3 der Ubergangsbestimmungen soll die Handelsregisterbehörde den allfäl-


lig nötigen Eintrag von Amtes wegen vornehmen. Nicht geregelt wird, gestützt auf welches Ver-


fahren bzw. aufweichen Beleg dieser Eintrag erfolgen soll. Unseres Erachtens müsste hier


zwingend ein Vorverfahren (z. B. ein Aufforderungsverfahren) eingeführt werden. Dies würde


jedoch wieder einen grossen Mehraufwand mit sich bringen, weshalb es sinnvoller erscheint,


ganz auf die Inhaberaktie zu verzichten.
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Zu den geplanten Änderungen im Steueramtshilfegesetz (StAhiG):


Zu Antrag 8:


a.) Empfehlung betreffend den Austausch von Informationen über verstorbene Personen


Die Empfehlung des Global Forums zielt auf verstorbene Personen ab («Switzerland should


ensure that Information in relation to deceased person can be exchanged in allcases»; z. B.


Global Forum, Peer Review Report: Phase 2: Implentation of the Standard in Practice: Switzer-


land, Paris 2016, S. 145).


Gemäss Art. 18a Abs. 1 E-StAhiG soll künftig auch Amtshilfe betreffend «Personen (ein-


schliesslich Verstorbener), Sondervermögen und anderen Rechtseinheiten» geleistet werden.


Diese Ausweitung geht weit über den Rahmen der Empfehlung hinaus. Zudem ist aufgrund der


unbestimmten Rechtsbegriffe «Sondervermögen» und «andere Rechtseinheiten» der Anwen-


dungsbereich nicht hinreichend und eindeutig abgesteckt. Auslegungskonflikte werden die Fol-


ge davon sein. Es ist daher eine Beschränkung auf Verstorbene bzw. Nachlässe (Gesamthand-


schaftsverhältnisse infolge Erbschaft) zu prüfen.


b.) Empfehlung betreffend Vertraulichkeit des Ersuchens


Soweit der Kanton Zug betroffen ist, können wir bereits heute in der Praxis beobachten, dass


Amtshilfegesuche bestimmter Partnerstaaten systematisch bzw. faktisch ausnahmslos als ver-


traulich deklariert werden und den Betroffenen nicht zugänglich gemacht werden dürfen. Dies


geschieht folglich auch in absoluten «Standardfällen», wo keinerlei Kollusions- oder andere


Gefahren ersichtlich sind. Gemäss Bericht des EFD berufen sich die betroffenen Partnerstaa-


ten auf den Kommentar zum OECD-Musterabkommen und wollen prinzipiell jegliche Zugäng-


lichmachung verweigern.


Die Verpflichtungen der Schweiz im Rahmen eines Amtshilfeverfahrens ergeben sich jedoch


prima facie aus den entsprechenden staatsvertraglichen Verpflichtungen. Materialien und


Kommentierungen stellen lediglich Auslegungshilfen dar. Vor diesem Hintergrund lässt sich die


Praxis der betroffenen Partnerstaaten nicht nachvollziehen, lässt sie sich doch kaum mit dem


Verhältnismässigkeits- und anderen Rechtsprinzipien vereinbaren. Es ist zudem höchst be-


denklich, dass Verfahrensrechte per «soft law» («Standard» des Global Forum, Kommentar)


eingeschränkt werden. Dieser Umstand begünstigt letztlich nur den bereits heute bestehenden


Vertrauensverlust von Teilen des schweizerischen Souveräns ins Völkerrecht und internationa-


le Institutionen.


Unter Abwägung aller Umstände erscheint die nun in Art. 15 Abs. 3 E-StAhiG vorgeschlagene


Regelung akzeptabel, lehnt sie sich doch an innerstaatliche Regelungen wie unter dem VwVG


und DBG an. Gleichwohl erwarten wir, dass die zuständigen Bundesgremien bei der Umset-


zung die ausländische Staatenpraxis überwachen. Lässt sich feststellen, dass ein Partnerstaat


systematisch und ohne besondere Gründe Zugänglichkeitseinschränkungen geltend macht, so
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ist dies in bzw. über die geeigneten Foren und Kanäle mit diesem Staat zu thematisieren und


auf ein verhältnismässigeres Vorgehen desselben hinzuwirken.


c.) Empfehlung betreffend gestohlene Daten


Der Kanton Zug hat sich bereits in seiner Vernehmlassung vom 17. November 2015 zur Ände-


rung des Steueramtshilfegesetzes mit dieser Frage auseinandergesetzt. Die damals geäusser-


ten Auffassungen haben sich seitdem nicht geändert. An der gestützt auf Art. 7 lit. c StAhiG er-


folgten differenzierten Handhabung, wonach Amtshilfe bei aktiver Beschaffung von gestohlenen


Daten zu verweigern ist, ist deshalb festzuhalten. Der Grundsatz von Treu und Glauben ist


nicht nur dem nationalen, sondern auch dem Völkergewohnheits- und Staatsvertragsrecht im-


manent, so dass seine Einhaltung von allen beteiligten Staaten einzufordern ist.


Zu Strafgesetzbuch/Steueramtshilfegesetz/Kollektivanlagegesetz:


Zu Antrag 9:


Konsequenterweise müssten, wenn unserem Antrag 1 betreffend der Abschaffung der Inhaber-


aktie gefolgt wird, die entsprechenden Bestimmungen im Strafgesetzbuch, dem Steueramtshil-


fegesetz und dem Kollektivanlagegesetz angepasst werden.


Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Vernehmlassung und bitten Sie, unsere Anliegen zu


berücksichtigen.


.1


Freundliche Grüsse


Finanzdirsktion


/


Heinz /Tännler


Regie^ungsrat


Kopie per E-Mai! an:


vernehmlassungen@estv.admin.ch (Word- und PDF-Format)


Eidgenössische Parlamentarier des Kantons Zug


Staatskanzlei (Geschäftskontrolle; Aufschaltung im Internet)
Volkswirtschaftsdirektion des Kantons Zug


Kantonale Steuerverwaltung Zug








Kanton Zürich
Regierungsrat


11. April 2018  (RRB Nr. 337/2018)
Umsetzung der Empfehlung des Global Forum über die Transparenz 
juristischer Personen und den Informationsaustausch im Bericht zur Phase 2 
der Schweiz (Vernehmlassung)


Sehr geehrter Herr Bundesrat


Wir beziehen uns auf Ihr Schreiben vom 17. Januar 2018, mit dem Sie uns den Entwurf zur 
Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum über die Transparenz juristischer Personen 
und den Informationsaustausch im Bericht zur Phase 2 der Schweiz zur Stellungnahme 
unterbreitet haben. Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und äussern 
uns wie folgt: 


Änderung des Obligationenrechts 


Vorbemerkungen: 
Mit der Änderung des Zivilgesetzbuches und des Obligationenrechts vom 12. Dezember 2014 
sollten die 2012 revidierten Empfehlungen der Groupe d’action financière (GAFI) umge­
setzt werden, wobei der Versuch unternommen wurde, die Inhaberaktie zu «retten». Das 
Global Forum hat die Transparenz juristischer Personen dennoch als ungenügend bewer­
tet. Dies überrascht nicht, weist doch die geltende gesetzliche Regelung verschiedene 
Mängel auf. So leben die verwirkten Vermögensrechte infolge Verletzung der Meldepflich­
ten wieder auf, sofern die Inhaberaktionärin oder der Inhaberaktionär die Meldung zu 
einem beliebigen späteren Zeitpunkt nachholt (Art. 697m Abs. 3 OR). Zudem sieht das 
geltende Recht keine (indirekte) Kontrolle der Einhaltung der Pflicht für Aktiengesellschaf­
ten zur Führung des Aktienbuches vor. Schliesslich fehlt ein Sanktionssystem, mit dem 
Pflichtverletzungen geahndet würden. Diese Themenkreise wurden auch beim Besuch 
des Evaluierungsteams des Global Forum beim Handelsregisteramt des Kantons Zürich 
vom 19. Januar 2016 angesprochen.


Eidgenössisches Finanzdepartement
3003 Bern
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Im Hinblick darauf, dass die wichtigen internationalen Finanzplätze die Inhaberaktien ab­
geschafft haben und dass mit der Gesetzesänderung vom 12. Dezember 2014 bereits eine 
starke Angleichung der Inhaberaktien an die Namenaktien stattgefunden hat, begrüssen 
wir grundsätzlich die vorgeschlagenen Massnahmen. Dies betrifft insbesondere die von 
Gesetzes wegen erfolgende Umwandlung der Inhaberaktien nicht börsenkotierter Gesell­
schaften in Namenaktien. Das Handelsregisteramt des Kantons Zürich stellt seit 2015 eine 
Abnahme des Anteils der Inhaberaktien im Vergleich zu Namenaktien bei Neueintragungen 
fest. Zudem wandeln Aktiengesellschaften ihre Inhaberaktien vermehrt in Namenaktien 
um. Dies dürfte auch mit dem zunehmend schlechter werdenden Ansehen der Inhaberaktie 
in Zusammenhang stehen. 
Die vorgeschlagenen Gesetzesänderungen ermöglichen es, die Anforderungen der GAFI 
zu erfüllen, ohne das bewährte Gesellschaftsrecht infrage zu stellen. Sie dienen damit der 
Stärkung des Finanzplatzes Schweiz und sind im Interesse des Wirtschaftsstandorts Zürich.


Zu den Bestimmungen im Einzelnen:
Art. 622 Abs. 1, 2, 2bis und 2ter OR
Die Regelung, wonach das Handelsregisteramt jede Anmeldung zur Eintragung einer ande­
ren Statutenänderung zurückweist, solange die Statuten nicht angepasst wurden (Abs. 2bis), 
stellt ein griffiges Mittel dar, um die Übereinstimmung der Statuten mit der Rechtslage 
sicherzustellen. Diese Vorgehensweise hat sich in der Vergangenheit bewährt. So weist 
das Handelsregisteramt bereits heute Anmeldungen zur Eintragung von Statutenänderun­
gen ab, solange eine Aktiengesellschaft oder Genossenschaft ihre Firma nicht gemäss 
dem Bundesgesetz vom 16. Dezember 2005 über die Änderung des OR angepasst hat 
(Art. 176 HRegV). 


Art. 686 Randtitel und Abs. 6 OR
Die Einführung eines Einsichtsrechts in das Aktienbuch für Behörden und Finanzinter­
mediäre im Rahmen der Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben ist sinnvoll und führt zu einer 
indirekten Kontrolle.


Art. 697l OR
Die Einführung eines Einsichtsrechts in das Verzeichnis über die gemeldeten wirtschaftlich 
berechtigten Personen für Behörden und Finanzintermediäre im Rahmen der Erfüllung ihrer 
gesetzlichen Aufgaben ist sinnvoll und führt zu einer indirekten Kontrolle (vgl. auch Art. 686 
Abs. 6 OR).


Art. 731b OR
Bezüglich Abs. 1 schlagen wir vor, den Begriff «Handelsregisterführer» durch den Begriff 
«Handelsregisteramt» zu ersetzen.
Bezüglich Abs. 1 Ziff. 4 ist zu bedenken, dass nach geltendem Recht das Verzeichnis über 
die gemeldeten wirtschaftlich berechtigten Personen nicht öffentlich ist (weder für Aktionä­
rinnen und Aktionäre noch für Dritte). Das Auskunftsrecht der Aktionärinnen und Aktionäre 
und der wirtschaftlich Berechtigten über sie betreffende Daten und Angaben im Verzeich­
nis ist das gleiche wie bei den Namenaktionärinnen und Namenaktionären betreffend das 
Aktienbuch. Jede Aktionärin und jeder Aktionär hat ein Recht auf Einsicht in das Aktien­
buch in Bezug auf ihren bzw. seinen eigenen Eintrag. Die Einsicht einer Aktionärin oder 
eines Aktionärs in Eintragungen, die andere Personen betreffen, richtet sich nach Art. 697 
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OR. Zuständig ist der Verwaltungsrat. Die Aktionärinnen und Aktionäre erhalten auch im 
Falle der Bewilligung nur insoweit Auskunft über andere Eintragungen, als es für die Aus­
übung ihrer Aktionärsrechte erforderlich ist. Es liegt am Verwaltungsrat, gemäss Art. 697 
Abs. 2 OR zu entscheiden, inwieweit durch die Auskunft über Eintragungen anderer Aktio­
närinnen und Aktionäre die Geschäftsgeheimnisse oder andere schutzwürdige Interessen 
der Gesellschaft gefährdet werden. In das Aktienbuch als Ganzes können die Aktionärinnen 
und Aktionäre nicht Einsicht nehmen. Nichtaktionärinnen und Nichtaktionäre, etwa Gläubi­
gerrinnen und Gläubiger der Gesellschaft, besitzen überhaupt kein Einsichtsrecht. Auch 
das Handelsregisteramt darf aufgrund seiner gesetzlichen Aufgaben zu Recht nicht Einsicht 
in das Verzeichnis nehmen. Wir schlagen deshalb vor, das Antragsrecht gemäss Abs. 1 
auf Behörden und Finanzintermediäre gemäss Art. 686 Abs. 6 und Art. 697l Abs. 5 OR aus­
zudehnen. Ansonsten dürfte Art. 731b Abs. 1 Ziff. 4 OR toter Buchstabe bleiben.


Art. 790 Abs. 4 und Art. 837 Abs. 3 OR
Die Einführung eines Einsichtsrechts in das Anteilbuch für Behörden und Finanzintermediäre 
im Rahmen der Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben ist sinnvoll und führt zu einer indirek­
ten Kontrolle (vgl. auch Art. 686 Abs. 6 OR).


Übergangsbestimmungen, Art. 2
Die vorgesehene Regelung der Umwandlung der Inhaberaktien in Namenaktien im Zeit­
punkt des Inkrafttretens der Gesetzesänderung schafft Klarheit und damit Rechtssicher­
heit. Sie ist zu begrüssen. Aufgrund der geltenden Regelung hinsichtlich der Rechte und 
Pflichten der Aktionärinnen und Aktionäre ist ein Verzicht auf deren Mitwirkung bei der Um­
wandlung sinnvoll und gerechtfertigt.


Übergangsbestimmungen, Art. 3
Dass Aktionärinnen und Aktionäre, die bisher ihren Meldepflichten nachgekommen sind, 
ohne weitere Mitwirkungspflichten ins Aktienbuch eingetragen werden (Abs. 1), ist zu 
begrüssen.
Aktionärinnen und Aktionäre, die sich nicht vor Ablauf der Übergangsfrist von 18 Monaten 
identifizieren, verlieren ihre Rechtsansprüche endgültig. Das Instrument der Kaduzierung  
ist im Aktienrecht bereits bekannt (Art. 681 OR). Dieses Instrument steht in einem vernünf­
tigen Verhältnis zum gesteckten Ziel, nämlich die mit dem GAFI-Gesetz eingeführte Melde­
pflicht sicherzustellen und bei Nichteinhaltung wirksam zu sanktionieren. Die vorgesehene 
Regelung ist zu begrüssen.


Übergangsbestimmungen, Art. 4
Die Regelung, wonach das Handelsregisteramt jede Anmeldung zur Eintragung einer ande­
ren Statutenänderung zurückweist, solange die Statuten nicht angepasst wurden (Abs. 2), 
stellt ein angemessenes Mittel dar, die Übereinstimmung der Statuten mit der Rechtslage 
sicherzustellen.
Das Instrument der von Amtes wegen vorzunehmenden Änderung der Eintragung durch das 
Handelsregisteramt nach Ablauf der Übergangsfrist (Abs. 3) hat sich in der Vergangenheit 
bewährt (vgl. Art. 2 Abs. 4 der Übergangsbestimmungen des Bundesgesetzes vom 16. De­
zember 2005 über die Änderung des Obligationenrechts).
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Änderung des Strafgesetzbuches


Die vorgeschlagenen Transparenzverbesserungen werden sowohl mit Blick auf Geldwäsche­
reiverfahren als auch hinsichtlich Wirtschaftsstrafverfahren grundsätzlich begrüsst. Auch 
aus strafrechtlicher Sicht ist unter Präventionsaspekten die geplante Abschaffung der Inha­
beraktien bei Gesellschaften ohne börsenkotierte Aktien zu unterstützen. Zudem dürfte 
die Verpflichtung zur Führung von gesellschaftsrechtlichen Verzeichnissen, welche die tat­
sächlichen Herrschaftsverhältnisse innerhalb von Aktiengesellschaften, Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung und Genossenschaften abbilden, die Aufdeckung von Strohmann­
verhältnissen künftig erleichtern.
Für eine wirksame Aufsicht über die Gesellschaften erscheinen die vorgeschlagenen bei­
den Strafnormen zwingend, sofern weiterhin von direkten Kontrollen der gesellschafts­
rechtlichen Verzeichnisse oder der Aktionärinnen und Aktionäre sowie Gesellschafterinnen 
und Gesellschafter einer GmbH abgesehen werden soll. Das vorgeschlagene Sanktions­
system für den Fall der Verletzung der gesellschaftsrechtlichen Pflicht zur Meldung von 
wirtschaftlich berechtigten Personen und zur Führung von Verzeichnissen erscheint zur 
Umsetzung der zweiten Empfehlung geeignet. Die Einreihung der beiden Strafbestimmun­
gen in den 20. Titel des Strafgesetzbuches «Übertretungen bundesrechtlicher Bestimmun­
gen» erscheint uns folgerichtig. Angesichts der Konzeption der Strafbestimmungen als 
Übertretungstatbestände werden der Versuch und die Gehilfenschaft nicht strafbar sein 
(Art. 105 Abs. 2 StGB). Dies erscheint angesichts des überblickbaren Unrechtsgehalts bei 
einem Normverstoss sowie des Zwecks der Bestimmung, damit die Einhaltung der Pflich­
ten auf Stufe Gesellschafterinnen und Gesellschafter und Gesellschaft sicherzustellen, 
gerechtfertigt.


Änderung des Steueramtshilfegesetzes 


Art. 15 Abs. 3 E-StAhiG 
Nach bisheriger Regelung wird das Amtshilfeersuchen der steuerpflichtigen Person zur 
Kenntnis gebracht (Art. 14 f. StAhiG). Dies wurde vom Global Forum bemängelt, da damit 
der Grundsatz der Vertraulichkeit der Amtshilfe verletzt wird. Aus diesem Grund soll Art. 15 
Abs. 3 E-StAhiG eingeführt werden, wonach das Einsichtsrecht nur gewährt wird, wenn 
die ausländische Behörde damit einverstanden ist. Sollte sie damit nicht einverstanden 
sein, wird die ESTV die beschwerdeberechtigte Person nur über den wesentlichen Inhalt 
des Amtshilfeersuchens informieren. Mit der vorgeschlagenen Bestimmung sind wir ein­
verstanden, da diese Lösung es der beschwerdeberechtigten Person erlaubt, die Schluss­
verfügung sachgerecht anzufechten. Der Eingriff in den Schutzbereich von Art. 29 BV (recht­
liches Gehör) wird damit möglichst gering gehalten.


Art. 18a E-StAhiG
Mangels Partei- und Prozessfähigkeit war bis anhin keine Amtshilfe für verstorbene Perso­
nen und den Nachlass möglich. Aus diesem Grund soll Art. 18a ins Steueramtshilfegesetz 
(StAhiG; SR 651.1) aufgenommen werden, wonach Amtshilfe auch betreffend Verstorbene, 
Sondervermögen oder andere Rechtseinheiten (Parteien) geleistet wird (Art. 18a Abs. 1 
E-StAhiG). Die vorgesehene Regelung ist zu begrüssen.
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Art. 7 Bst. c E-StAhiG
Der Bundesrat verabschiedete am 10. Juni 2016 eine Botschaft zur Änderung des Steuer­
amtshilfegesetzes betreffend gestohlene Daten. Diese Vorlage wurde von der Kommission 
für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrates am 24. Oktober 2016 sistiert. Sie wird nun 
wieder aufgenommen und in die Botschaft des Bundesrates zur Umsetzung der Empfehlun­
gen des Global Forum im Bericht zur Phase 2 integriert, da sie thematisch mit dieser 
zusammenhängt.
Gemäss dieser Vorlage soll neu auf Amtshilfeersuchen eingetreten werden, wenn der ersu­
chende Staat sein Ersuchen auf Informationen stützt, die zwar ursprünglich durch nach 
schweizerischem Recht strafbare Handlungen erlangt worden sind, in deren Besitz er aber 
nicht durch ein aktives Verhalten gelangt ist. Wir stimmten dieser Änderung von Art. 7 
Bst. c StAhiG bereits mit Schreiben vom 18. November 2015 (RRB Nr. 1082/2015) zu. 


Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Bundesrat, 
die Versicherung unserer ausgezeichneten Hochachtung.


Im Namen des Regierungsrates 
 
Der Präsident:	 Die Staatsschreiberin:


Markus Kägi	 Dr. Kathrin Arioli





